
Die Bedeutung des 
rechtlichen Rahmens 
für die Steigerung 
von Organspenden
B.-R. Kern, U. Reuner

Das deutsche Transplantationsrecht 
gilt weithin als verbesserungsbe-
dürftig. Die Zahl der gewonnenen 
Organe reicht nicht aus und bleibt 
deutlich hinter ausländischen Ergeb-
nissen zurück, wie der Vergleich mit 
Spanien, das seit 1992 die Welt-
spitze bei den Organspenden ein-
nimmt, zeigt: In Spanien kommen 
pro Jahr 36 Organentnahmen auf 
eine Million Einwohner, in Deutsch-
land sind es elf (2014). Zur Erhöhung 
des Organaufkommens werden be -
züglich der Totenspende zwei Vor-
schläge diskutiert: die Einführung 
der Widerspruchslösung und sons-
tige Maßnahmen unter Beibehaltung 
der derzeitigen Informationslösung.
Die 90er-Jahre des letzten Jahrhun-
derts waren durch die Auseinander-
setzung zwischen den Anhängern 
der Einwilligungslösung und denen 
der Widerspruchslösung bestimmt. 
Nach der Einführung des Transplan-
tationsgesetzes (TPG) im Jahre 1997 
verstummte diese Debatte zunächst 
weitgehend. Erst in den letzten Jah-
ren wird wieder in zunehmendem 
Maße über die Einführung der 
Widerspruchslösung debattiert. Ein-
zelne Landesärztekammern (Sachsen, 
Bayern) setzten sich für ihre Einfüh-
rung ein. Der Hintergrund ist schnell 
erklärt. Das Aufkommen an Toten-
spenden in Deutschland bleibt weit 
hinter dem der Länder zurück, in 
denen die Widerspruchslösung gilt. 
Was liegt also näher als auch in 
Deutschland die Widerspruchslösung 
einzuführen? Allerdings werden seit 
Jahr und Tag verfassungsrechtliche 
Bedenken dagegen angeführt; es ist 
aber nicht gesicherte Überzeugung, 
dass die verfassungsrechtlichen Be -
denken durchschlagen.

Zur Veranschaulichung der Proble-
matik seien kurz die theoretisch 
möglichen Modelle und das des TPG 
aufgezeigt. Theoretisch sind vier 
Modelle denkbar, die von den extre-

men Positionen her dargestellt wer-
den sollen:

Modell 1 Absolutes Verbot: Jede 
Organentnahme verstoße gegen die 
Menschenwürde, weil der Tote zum 
Objekt gemacht, auf ein „Ersatzteil-
lager“ für die Lebenden reduziert 
werde. Die Einwilligung ist daher 
ohne Bedeutung, weil sie nicht 
rechtfertigen kann.

Modell 2 Sozialpflichtigkeit: Da 
der Mensch, alles was er ist, der 
menschlichen Gesellschaft verdankt, 
ist er verpflichtet, auch seinerseits 
alles für die Gesellschaft zu tun. Er 
hat demzufolge ungefragt nach dem 
Tod seine Organe zur Verfügung zu 
stellen. Die Einwilligung ist daher 
ohne Bedeutung.

Die beiden Modelle spielen in der 
juristischen Auseinandersetzung kei-
 ne Rolle, zeigen aber den Rahmen 
auf, der die tatsächlich geführte Dis-
kussion begrenzt.

Modell 3 Einwilligungslösung: 
Nahe am absoluten Verbot ist die 
Einwilligungslösung angesiedelt. 
Nach dieser Lösung ist die Organent-
nahme grundsätzlich verboten und 
nur zulässig, wenn der Verstorbene 
darin eingewilligt hat. Das mag 
durch einen Organspendeausweis 
oder auch formlos geschehen. Hier 
kommt alles auf die Einwilligung an.

Modell 4 Widerspruchslösung: 
Nahe an der Sozialpflichtigkeit ist die 
Widerspruchslösung angesiedelt. 
Danach ist die Entnahme zulässig, 
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JA, ich gestatte, dass nach der ärztlichen Feststellung meines Todes meinem 
Körper Organe und Gewebe entnommen werden.

JA, ich gestatte dies, mit Ausnahme folgender Organe/Gewebe:

JA, ich gestatte dies, jedoch nur für folgende Organe/Gewebe:

NEIN, ich widerspreche einer Entnahme von Organen oder Geweben.

Über JA oder NEIN soll dann folgende Person entscheiden:

Name, Vorname Telefon

Straße PLZ, Wohnort

oder

oder

oder

oder

Für den Fall, dass nach meinem Tod eine Spende von Organen/Geweben zur
Transplantation in Frage kommt, erkläre ich:

Platz für Anmerkungen/Besondere Hinweise
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wenn kein Widerspruch des Verstor-
benen gegen die Entnahme vorliegt. 
Die Einwilligung ist daher ohne 
Bedeutung.

Das TPG von 1997 hat sich keiner 
dieser Lösungen angeschlossen, son-
dern sich für eine dogmatisch – aber 
auch praktisch – wenig befriedi-
gende Lösung (Informations- oder 
erweiterte Zustimmungslösung) ent-
schieden. Die grundsätzliche Ent-
scheidung ist dabei allerdings unbe-
stritten. Die Explantation ist gemäß  

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 TPG zulässig, wenn 
der Organspender „in die Entnahme 
eingewilligt hatte“. Zur Feststellung 
dient die Erklärung zur Organspende, 
die entweder eine Einwilligung in die 
Organspende oder einen Wider-
spruch dagegen beinhaltet, oder die 
Entscheidung, eine namentlich be -
nannte Person mit der Entscheidung 
zu betrauen (§ 2 Abs. 2 S. 1 TPG). 
Entsprechend ist die Entnahme unzu-
lässig, wenn der Verstorbene ihr vor 
seinem Tode widersprochen hatte  
(§ 3 Abs. 2 Nr. 1 TPG). Liegt keine 

schriftliche Erklärung vor, so hat der 
Arzt gemäß § 4 Abs. 1 TPG die 
nächsten Angehörigen zu befragen, 
ob ihnen eine derartige Erklärung 
bekannt sei.

Die dogmatischen und praktischen 
Probleme beginnen erst, wenn 
weder eine schriftliche noch eine 
mündliche Erklärung des Verstorbe-
nen vorliegt. Dann kommt es näm-
lich auf die Zustimmung der nächs-
ten Angehörigen zur Entnahme an. 
Problematisch ist insoweit die recht-
liche Qualität ihrer Zustimmung. 
Stimmen sie aus eigener Rechts-
macht zu oder quasi in Vertretung 
des Verstorbenen, als seine Treuhän-
der? Die Antwort auf diese Frage 
fällt auch noch nach dem TPG 
schwer, die Lösung ist „dogmatisch 
unsauber“. Zum einen wird vertre-
ten, dass Angehörigen eine subsidi-
äre, letztrangige Entscheidungsbe-
fugnis zukomme. Andererseits kann 
die gesetzliche Lösung, der zufolge 
die Angehörigen eine am mutmaßli-
chen Willen des Verstorbenen orien-
tierte Entscheidung zu treffen haben 
(§ 4 Abs. 1 S. 4 TPG), so interpretiert 
werden, dass ihnen keine eigene 
Entscheidungsbefugnis zusteht, son-
dern sie nur als Treuhänder des Ver-
storbenen anzusehen sind. Dafür 
lässt sich auch § 4 Abs. 2 S. 1 TPG 
anführen, demzufolge der Angehö-
rige nur dann zu einer Entscheidung 
befugt ist, wenn er in den letzten 
zwei Jahren persönlichen Kontakt 
zum möglichen Organspender hatte. 
Möglicherweise hält das TPG diese 
Frage aber auch bewusst offen.

Die jüngste TPG-Reform brachte eine 
Selbstbestimmungslösung mit Infor-
mations- und Erklärungspflicht. 
Diese Lösung ist darauf ausgerichtet, 
die Information der Bürger dauerhaft 
so zu intensivieren und zu institutio-
nalisieren, dass sich diese in Wahr-
nehmung ihres Selbstbestimmungs-
rechts möglichst im Sinne einer 
Zustimmungslösung zur Organ- und 
Gewebespendebereitschaft erklären. 
Wird dieses Recht nicht zu Lebzeiten 
wahrgenommen und liegt somit 
keine Erklärung vor, können dem 
Verstorbenen unter Ermittlung des 
mutmaßlichen Willens durch Einbe-
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ziehung der Angehörigen Organe 
und/oder Gewebe entnommen wer-
den.
Diese Lösung bringt nichts wirklich 
Neues und entspricht der älteren 
Rechtslage. Die einzige Neuerung  
ist die nicht erläuterte „Erklärungs-
pflicht“. Darunter ist zu verstehen, 
dass jeder deutsche Bürger zumin-
dest einmal im Leben sich für oder 
gegen seine Bereitschaft zur post-
mortalen Organspende erklären 
muss. Das könnte etwa anlässlich der 
Aushändigung des ersten Personal-
ausweises oder des Führerscheins 
geschehen. Die Entscheidung könnte 
sodann in das Dokument eingetra-
gen werden.
Problematisch ist, dass diese Pflicht 
nicht konsequent durchgesetzt wird. 
Gemäß § 2 Abs. 2a kann „niemand 
verpflichtet werden, eine Erklärung 
zur Organ- und Gewebespende 
abzugeben.“ Sowohl für Ärzte als 
auch für in der Situation des Hirnto-
des oft überforderte und emotional 
zerrissene Angehörige wäre es ent-
lastend und erleichternd zugleich, 
gäbe es eine Äußerung des Verstor-
benen hinsichtlich seiner Bereitschaft 
zur Organspende, wobei es in der 
akuten Situation wahrscheinlich 
nicht von Bedeutung ist, ob eine sol-
che Äußerung im Rahmen einer 
Erklärungs- oder Widerspruchslö-
sung abgegeben wurde.
Das vergleichsweise geringe Aufkom-
 men an Organspenden in Deutsch-
land resultiert aber nicht allein aus 
der derzeit praktizierten erweiterten 
Zustimmungslösung oder gar man-
gelnder Spendenbereitschaft der 
Deutschen, sondern ist wesentlich 
auch der fehlenden angemessenen 
Wertschätzung der personell und 
materiell sehr aufwendigen Maßnah-
men im Rahmen der Organspende 
(nach Feststellung des Hirntodes 
organerhaltende Therapie, Explanta-
tion) und schwierigen Strukturen in 
den Entnahmekrankenhäusern ge -
schuldet.
Die bis zum heutigen Tag kontrovers 
und teilweise auch kontraproduktiv 
geführten Auseinandersetzungen 
zum Thema sind oft einseitig auf 
Erklärungs- versus Widerspruchs-
lösung oder die Todesfeststellung 
durch die Hirntoddiagnostik gerich-

tet und lassen Diskussionen zu Fra-
gen der praktischen Umsetzung der 
Organspende oft nur wenig bzw. 
keinen Raum. Die dramatisch ange-
spannte finanzielle Lage der Kran-
kenhäuser verlangt aber eine kon-
krete Auseinandersetzung mit dem 
Gesamtprozess in jedem Haus. Spen-
derkonditionierung und Explantation 
erfolgen in der Regel außerhalb der 
regulären Dienstzeit, häufig nachts, 
sodass beteiligte Ärzte und Schwes-
tern aufgrund des Arbeitszeitgeset-
zes am nächsten Tag für den Dienst 
nicht zur Verfügung stehen; Operati-
onssäle werden blockiert und müs-
sen, ebenso wie das Instrumenta-
rium, im Nachgang wieder in einen 
funktionstüchtigen Zustand gebracht 
werden, Personal und „Material“ 
stehen unter Umständen für andere 
notwendige Operationen zumindest 
nicht zeitnah zur Verfügung etc. 
Auch wenn es sich bislang nur um 
geringe Fallzahlen handelt, in ganz 
Sachsen fanden 2014 lediglich 48 
Explantationen statt, muss diesen 
Sachverhalten aber Rechnung getra-
gen werden.
Langfristig positiv sollte sich die Ein-
führung von Transplantationsbeauf-
tragten auf das Spendeverhalten 
auswirken. Sachsen kam in dieser 
Hinsicht eine Vorreiterrolle zu und 
hatte bereits 1997 Transplantations-
beauftragte eingeführt. Im zeitlichen 
Zusammenhang damit kam es zu 
beachtlichen Steigerungen der Spen-
derzahlen.
Die Sächsische Landesärztekammer 
führt zudem schon seit Jahren das 

„Curriculum Organspende“ der Bun-
desärztekammer mit Erfolg durch. 
Derzeit wird das Curriculum kom-
plett überarbeitet und in „Curricu-
lum Transplantationsbeauftragter/
Arzt“ umbenannt.
Erst im Jahre 2012 wurden mit der 
Novellierung des TPG alle deutschen 
Entnahmekrankenhäuser verpflichtet, 
mindestens einen Transplantations-
beauftragten zu bestellen. In diesem 
Zusammenhang sei angemerkt, dass 
einzelne Länder noch immer keine 
Landesausführungsgesetze nach § 9 
TPG haben, bzw. vorhandene Aus-
führungsgesetze zum Teil noch nicht 
an die Anforderungen des § 9 TPG 
angepasst sind, was aber wesentli-
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che Voraussetzung für die Definition 
des Aufgabengebietes und der 
Anforderungen an die Qualifikation 
der Transplantationsbeauftragten ist. 
Auch das sächsische Ausführungsge-
setz wird derzeit überarbeitet, noch 
kritische Punkte sollten in diesem 
Rahmen geklärt werden können.
Selbst wenn dieser Forderung formal 
Rechnung getragen wurde, bleibt 
bislang offen und wenig transparent, 
ob die Transplantationsbeauftragten 
ausreichend qualifiziert, in ihren 
jeweiligen Strukturen akzeptiert und 
in einem angemessenen Umfang von 
sonstigen Tätigkeiten freigestellt 
sind, um ihren Verpflichtungen über-
haupt erfolgreich nachkommen zu 
können. Nur beispielhaft sei erwähnt, 
dass die Krankenhäuser schon seit 
Jahren verpflichtet sind, Hirntote und 
damit mögliche Organspender, zu 
melden, was bekanntermaßen aber 
nicht im vollen Umfang erfolgt.
Den Krankenkassen wurde mit der 
Novellierung des TPG die Finanzie-
rung der Transplantationsbeauftrag-
ten übertragen. Für das Jahr 2014 
waren so zwölf Millionen Euro zur 
Finanzierung der Transplantationsbe-

auftragten bereitgestellt und über 
die DSO an die Krankenhäuser aus-
gezahlt worden, davon 40 % als 
Sockelbetrag für alle berechtigten 
Entnahme-Krankenhäuser, die restli-
chen 60 % werden entsprechend 
des Anteiles der potentiellen Organ-
spender eines Krankenhauses verteilt
Für die Jahre 2015 und 2016 wurde 
jeweils ein Gesamtbetrag in Höhe 
von 18 Millionen Euro vereinbart. 
Zwangsläufig stellt sich die Frage, ob 
diese Gelder letztlich tatsächlich im 
Zusammenhang mit der Organ-
spende Verwendung finden, oder 
aber im allgemeinen Haushalt der 
Krankenhäuser untergehen.
Ungeachtet dessen sind die Kliniken 
in der Pflicht, Bedingungen und 
Strukturen zu etablieren, die es er -
möglichen, potenzielle Organspen-
der zu identifizieren und nach einge-
tretenem Hirntod und medizinischer 
Eignung bei vorliegender Zustim-
mung zur Organspende auch der 
Organspende zuzuführen.
Im Zusammenhang mit dem Jahr der 
Organspende hat sich daher die 
Sächsische Landesärztekammer ent-
schlossen, für Sachsen gemeinsam 

mit dem Sächsischen Staatsministe-
rium für Soziales und Verbraucher-
schutz (SMS), der Krankenhausge-
sellschaft und der DSO ein „Netz-
werk Organspende“ zu implementie-
ren, dass alle Krankenhäuser und 
Transplantationsbeauftragten in Sach-
sen verbindet, um so Ressourcen zu 
bündeln, Strukturen zu vereinheitli-
chen und Transparenz zu fördern.
Insgesamt zeigt dieser Beitrag, dass 
es weniger auf die rechtlichen Kom-
ponenten ankommt als vielmehr dar-
auf, wie die Organspende in den 
Entnahmekrankenhäusern gehand-
habt wird. Dort bleibt noch viel zu 
tun.
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